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VORWORT

Die Verkehrspolitik ist ein dunkles Kapitel in der Ge-
schichte der europdischen Integration, und dies in einem
doppelten Sinne. Zum einen liegt das rechtlich vorgegebene
Ziel einer gemeinsamen Verkehrspolitik auch dreiBig Jahre
nach Griindung der Europdischen Wirtschaftsgemeinschaft in
weiter Ferne, und niemand kann sich in dem Glanz von Inte-
grationserfolgen sonnen. Zum anderen ist das allgemeine Wis-
sen um diesen Politikbereich aber auch beklagenswert gering;
insbesondere die ausgetretenen Pfade des rechtswissenschaft-
lichen Interesses filhrten lange an ihm vorbei, so daB der
Austausch der Ordnungsideen ihn weniger befruchtet hat als

andere Sektoren.

Der Gerichtshof der Europdischen Gemeinschaften hat der
gemeinsamen Verkehrspolitik nun einen neuen Impuls gegeben.
Auf die Klage des Europdischen Parlaments verurteilte er am
22.5.1985 den Rat wegen seiner Untdtigkeit auf dem Gebiet
der Verkehrspolitik. Damit hat der Gerichtshof zum ersten
Mal {iberhaupt der Untdtigkeitsklage gegen ein Gemeinschafts-
organ stattgegeben und ein neues Element in die konstitutio-
nelle Grundlage fir das Zusammenwirken der EG-Institutionen
eingefligt; dieser verfassungsrechtliche Aspekt der Entschei-
dung ist Gegenstand vieler Kommentare geworden. Dagegen hat
die wirtschaftsrechtliche und wirtschaftspolitische Aussage
des Urteils zwar eine zum Teil nerv&se Diskussion in den be-
troffenen Verkehrsbranchen ausgeldst, ist aber noch nicht
vollstdndig aufgenommen und verstanden worden. Zum besseren
Verstandnis soll der hier vorgelegte Sammelband einen Bei-
trag leisten. Das Anliegen von Verfassern und Herausgeber
geht dahin, einerseits den rechtlichen Rahmen der gemeinsa-
men Verkehrspolitik darzustellen, wie er sich nach dem Un-
tdtigkeitsurteil ergibt, zum anderen aber auch die Errungen-
schaften und Perspektiven dieser Politik selbst zu schil-

dern.
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Mein Dank gilt an dieser Stelle den Mitautoren, die trotz
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EINLEITUNG:
VERKEHRSRECHT UND VERKEHRSPOLITIK
ALS EUROPAISCHE AUFGABE

Von

JURGEN BASEDOW

I. Die Internationalitdt des privaten Verkehrsrechts -
II. Der Nationalismus im Verkehrswirtschaftsrecht -

ITII. Die Pflicht zur Vergemeinschaftung der Verkehrs-
mdrkte in der EG - IV. Bilanz der gemeinsamen Verkehrs-
politik - 1. Liberalisierung versus Harmonisierung -

2. Ergebnisse und Schwerpunkte - a) Eisenbahnen -

b) StraBenverkehr - c¢) See- und Luftverkehr - V. Das Un-
tdtigkeitsurteil des Gerichtshofs - VI. Die verkehrspo-
litischen Folgen - 1. Politische Gewichtsverschiebung im
Ministerrat - 2. Verkehrspolitische Neubesinnung

I. Die Internationalitdt des privaten Verkehrsrechts

Der Verkehr ist aus der Natur der Sache heraus eine
grenziiberschreitende Veranstaltung, darauf angelegt, Mirkte
zu verbinden und Vdlker einander ndher zu bringen. Ihn mit
den Mitteln des Rechts zu ordnen, ist deshalb eine Aufgabe,
die liber die Krédfte der einzelnen nationalen Gesetzgeber
und Regierungen hinausgeht; hier ist, solange uns der Weg
zur Utopie eines Weltrechts versperrt bleibt, wenigstens

internationale Koordination gefragt.

Tatsdchlich gibt es denn auch kaum einen anderen Wirt-
schaftszweig, in dem die Bemlihungen um gemeinsame Regeln,
um Rechtsvereinheitlichung also, so friih und intensiv ein-
setzten wie im Verkehr. So legte der dlteste noch in Kraft
befindliche multilaterale Staatsvertrag der Bundesrepublik
Deutschland, die Mannheimer Akte, schon im Jahre 1868 das

bis heute im wesentlichen unverdnderte, liberale Regime der



2 Basedow

Rheinschiffahrt fest und baute dabei sogar auf noch dlteren
Abkommen auf, die bis zum Wiener KongreB von 1815 zurlickrei-
chenl. Auch im Eisenbahnverkehr erwiesen sich, kaum waren
die Gleisnetze zusammengewachsen, internationale Regelungen
als notwendig; es dauerte aber immerhin bis 1890, ehe die
erste Eisenbahnkonvention, der Vorldufer der heutigen COTIF,
verabschiedet werden konntez. In diesem Jahrhundert folgten
1924 die Haager Regeln fir die Seeschiffahrt3, das Warschau-
er Abkommen von 1929 fir die Luftfahrt4 und schlieBlich

erst nach dem zweiten Weltkrieg im Jahre 1956 die CMR flr

den StraBengﬁtertransportS.

Diese vBlkerrechtlichen libereinkommen sind vielfach durch
Nachfolgekonventionen und Anderungsprotokolle revidiert wor-
den, die nicht alle Staaten in gleicher Weise in Kraft ge-
setzt haben; zum Teil sind sogar noch private Ergdnzungen
hinzugetreten. Je nach der betreffenden Verkehrsrelation
kann sich die Rechtslage deshalb recht unterschiedlich dar-
stellen: Beispielsweise bewegen sich nach einem Flugzeugun-
gllick die Haftpflichtansprliche von Hinterbliebenen zwischen
25.000 DM - etwa bei einem Flug mit Air Lanka nach Ceylon -

und bis zu 200.000 DM, die von den westlichen Liniengesell-

Revidierte Rheinschiffahrtsakte vom 17.10.1868, Gesetz-
Sammlung flir die Kdniglichen PreuBischen Staaten 1869,
798, in gednderter Fassung neu bekanntgemacht in BGB1.
1969 II 597; siehe dazu Basedow, Fahrverbote auf dem Rhein
und die Mannheimer Akte: TranspR 1986, 94-97 mit weiteren
Nachweisen. Zur Vorgeschichte der Mannheimer Akte BGH
14.10.1955, BGHZ 18, 267 (274ff.).

Internationales Ubereinkommen liber den Eisenbahnfrachtver-
kehr vom 14.10.1890, RGB1l. 1892, 793; zur ersten Verein-
heitlichung des Eisenbahnrechts Meili, Internationale Ei-
senbahnvertrdge (1887). Bei der COTIF handelt es sich um
das Ubereinkommen {iber den internationalen Eisenbahnver-
kehr (Convention relative aux transports ferroviaires)

vom 9.5.1980, BGBl. 1985 II 130.

Briisseler Internationales Ubereinkommen zur Vereinheitli-
chung von Regeln iliber Konnossemente vom 25.8.1924, RGBI1.
1939 II 1049.

Warschauer Abkommen zur Vereinheitlichung von Regeln lber
die Befdrderung im internationalen Luftverkehr vom 12.10.
1929, RGBl. 1933 II 1039.

{ibereinkommen {iber den Befdrderungsvertrag im internatio-
nalen StraBengliterverkehr (Convention relative au contrat
de transport international de marchandises par route) vom
19.5.1956, BGBl. 1961 II 1119.
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schaften bei grenziliberschreitenden Fliigen gezahlt werdene.
Im innerdeutschen Luftverkehr liegt die HOchstgrenze sogar
bei 320.000 DM7. Wenig Harmonie herrscht auch zwischen den
Transportrechten verschiedener Verkehrstrdger. Da sich die
sektoralen Regelungen fast im Gleichschritt mit der jeweili-
gen technischen und Skonomischen Entwicklung, und das heift:
zu unterschiedlichen Zeitpunkten herausgebildet haben, wer-
den durchaus vergleichbare Fragen ganz unterschiedlich ge-
18st. Das Transportrecht ist l&ngst zerfallen in verkehrs-
mittelspezifische Regelungen, aus denen sich dann ein Ge-
samtbild ergibt, das in der Rechtswissenschaft je nach dem
Temperament des Autors als vielgestaltig bzw. bunter als
n6tig8, als hochst kompliziert9 oder als chaotischlo charak-

terisiert worden ist.

Diese berechtigte Kritik kann aber nichts daran andern,
daB das Verkehrsrecht vieler Lander seine Impulse nach wie
vor aus der internationalen Rechtsentwicklung empfangt.

Zwar ist der nationale Verkehr innerhalb der einzelnen Staa-
ten dem Anwendungsbereich der erwdhnten Ubereinkommen regel-
mdBig entzogen; doch zeigt die Erfahrung, daB sich die na-
tionalen Gesetzgeber bei der Ausgestaltung ihres eigenen
Binnentransportrechts oft von der jeweiligen internationalen
Konvention leiten lassen. So haben viele Staaten die Haager

Regeln zum Seefrachtrecht bzw. das Warschauer Abkommen auch

Siehe den Uberblick {iber die einschligigen Rechtsgrund-
lagen bei Ruhwedel, Der Luftbefdrderungsvertrag (1985)
14ff.; zur Erhdhung der Haftungsgrenzen durch die west-
lichen Liniengesellschaften vgl. auch Miller-Rostin, Neue
Haftungsgrenzen fiir Personenschdden bei internationalen
Luftbefdrderungen: ZLW 25 (1976) 339.

§ 46 Luftverkehrsgesetz, neu bekanntgemacht am 14.1.1981,
BGB1. I 61.

So Scheuner, Entwicklungslinien des modernen Verkehrs-
rechts: ZAKDR 1943, 49.

So Rodiére, Droit des transports (2. Aufl. 1977) S. VI
(preface).

io . .
So van Oven, Exoneratieclausules in het vervoersrecht,

in: Op de grenzen van komend recht, FS Beekhuis (1969)
165 (169).
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auf die See- bzw. Luftkabotage ﬁbertragenll, und in Deutsch-

land hat die Eisenbahnverkehrsordnung (EVO)12 manche Rege-

lung aus den internationalen Eisenbahnabkommen rezipiert.

II. Der Nationalismus im Verkehrswirtschaftsrecht

Es hat also trotz aller Mangel nach wie vor den Anschein,
als genlige das Verkehrsrecht in besonderer Weise der Forde-
rung nach Internationalitdt. Erst bei ndherem Hinsehen be-
merken wir, daB sich die meisten unter den erwidhnten Uber-
einkommen nur dem Privatrecht der Leistungsbeziehungen zwi-
schen Befdrderer und Kunden widmen. So wichtig nun die Trans-
portdokumente fiir die Finanzierung des AuBenhandels und die
Haftungsregelung fir Versicherungswesen und Gerichtspraxis
sind, so wenig 148t sich doch ihre eher indirekte volkswirt-
schaftliche Relevanz mit den drdngenden Fragen der Markt-
ordnung vergleichen. Sobald wir aber den Blick auf die wirt-
schaftsrechtlichen Fragen von Marktzutritt, Kapazitdtssteue-
rung, Preisregulierung sowie Ordnung und Bedingungen des

Wettbewerbs richten, werden internationale Regelungen selten.

Allein fir die internationale Rheinschiffahrt besteht in
Gestalt der Mannheimer Akte eine multilateral vereinbarte
Marktordnung, die auf zwei liberalen Prinzipien beruht - der

Nichtdiskriminierung von Ausldndern und dem freien Markt-

1 Vgl. flir das deutsche Seerecht etwa Gramm, Das Konnosse-

ment nach dem Gesetz zur Anderung von Vorschriften des
Handelsgesetzbuchs liber das Seefrachtrecht vom 10. August
1937 (RGB1. I 891): DJ 1937, 1281; andere Staaten wie
Griechenland haben ihr nationales Seerecht, ohne die Haa-
ger Regeln zu ratifizieren, doch daran angepaBt; vgl.
Antapassis, Les codes maritimes grecs (1983) 26ff. Das
Warschauer Abkommen hat der Revision des deutschen Luft-
verkehrsgesetzes von 1943 des Weg gewiesen; vgl. Schlei-
cher, Das Vierte Gesetz zur Anderung des Luftverkehrsge-
setzes: Archiv fur Luftrecht 1943, 1 (9); in Frankreich
gilt das Warschauer Abkommen sogar tel quel auch fiir in-
terne Fllige; siehe Rodiére (oben N. 9) 302 Nr. 259.

12 Eisenbahnverkehrsordnung vom 8.9.1938 mit z.Zt. 86 Ande-

rungsverordnungen; die jeweils geltende Fassung ist abge-
druckt bei Goltermann/Konow, Eisenbahnverkehrsordnung
(3. Aufl. Loseblatt, 1959ff.) Nr. 20.




Einleitung 5

zutritt aller Anbieterl3. Flir die Binnenschiffahrt auf ande-
ren Gewdssern, die freilich geringere wirtschaftliche Bedeu-
tung hat, fehlt dagegen jegliche internationale Regelung.
Hier sind nationale Marktzugangsbeschrdnkungen in Form von

Kabotagevorbehalten, staatliche Ladungszuteilungen und Preis-

regulierungen weit verbreitetl4.

Auch das Eisenbahniibereinkommen COTIF enthdlt mit der
Befdrderungs~ und Tarifpflicht zwar wirtschaftsrechtliche
Elemente, dariiber hinaus aber keine umfassende Marktordnung.
Sie ist im Grunde auch {berfliissig, solange die Eisenbahn-
unternehmen darauf beharren, daB auf ihrem eigenen Gleisnetz
nur sie selbst die Zugleistung erbringen. Dies ist nicht
selbstverstdndlich: in den frihen Tagen der Eisenbahnen
herrschte eher die Vorstellung, die eisernen Strafien soll-
ten wie andere StraBen auch von jedermann mit eigenen Wagen
und Lokomotiven befahren werden dirfen; flir diesen Zweck
sah das preuBische Eisenbahngesetz von 1838 eigens ein so-

genanntes Bahngeld vor, das der Lokomotivhalter an den

15

Gleiseigentiimer zahlen solite” . Erst wenn diese Mdglich-

13 Seit dem Zusatzprotokoll Nr. 2 vom 17.10.1979, BGBI.

1980 ITI 871, ist die Schiffahrtsfreiheit auf dem Rhein,
allerdings auf "die zur Rheinschiffahrt gehdrigen Schif-
fe" beschrdnkt, d.h. auf Schiffe, die eine enge Verbin-
dung mit einem Vertragsstaat der Mannheimer Akte oder
einem EG-Staat haben; vgl. Ziff. 3 des Zeichnungsproto-
kolls zum Zusatzprotokoll Nr. 2; was das im einzelnen
bedeutet, ist in einer Verordnung des EG-Rates ndher
festgelegt worden; siehe die Verordnung (EWG) Nr. 2919/85
des Rates vom 17.10.1985 zur Festlegung der Bedingungen
flir die Inanspruchnahme der Regelung, die aufgrund der
Revidierten Rheinschiffahrtsakte den Schiffen der Rhein-
schiffahrt vorbehalten ist, ABl. 1985 L 280/4.

14 Siehe den deutschen Kabotagevorbehalt nach § 20 des Au-

Benwirtschaftsgesetzes vom 28.4.1961, BGBl. I 481 und

§ 47 der AuBenwirtschaftsverordnung, neu bekanntgemacht

am 3.8.1981, BGBl. I 854; zu dhnlichen Vorbehalten in
Belgien, den Niederlanden und Frankreich siehe Erdmenger,
Die EG-Verkehrspolitik vor Gericht, Das EuGH-Urteil Rs.
13/83 vom 22.5.1985 und seine Folgen: EuropaR 1985, 375-
391 (380f.); zur Preisregulierung siehe in Deutschland

§§ 21ff. des Gesetzes lber den gewerblichen Binnenschiffs-
verkehr vom 1.10.1953, BGBl. I 1453 sowie die Darstellung
des Rechts anderer europdischer Lander bei J. Heinz Mil-
ler, Die Binnenschiffahrt im Gemeinsamen Markt (1967) 105ff.

15 Gesetz ilber die Eisenbahn-Unternehmungen vom 3.11.1838,

Gesetz-Sammlung flir die Kdniglichen PreuBischen Staaten
1838 S. 505, vgl. §§ 27ff.
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keit neu belebt wird, stellt sich die Frage, ob ausldndi-
sche Transportunternehmen dazu in gleicher Weise zugelas-

sen werden wie die inlandischen.

Ansdtze zu einer multilateralen Ordnung der internatio-
nalen Verkehrsmdrkte finden sich neuerdings auch in der
Seeschiffahrt. Hier war das vS8lkerrechtliche Prinzip der
Freiheit der Meere16 iber Jahrzehnte von den europdischen
Schiffahrtsldndern im Sinne einer die Ausldnder nicht dis-
kriminierenden marktwirtschaftlichen Ordnung des Seeverkehrs
verstanden oder zumindest vielfach praktiziert wordenl7. In
der wachsenden Staatenwelt der Nachkriegszeit mehrten sich
aber einseitige Ladungsvorbehalte und zweiseitige Staats-
vertrdage, die den bilateralen Verkehr zwischen den Vertrags-
staaten aufteilten und drittstaatliche Reedereien, die so-
genannten cross trader, von diesem Verkehr ausschlossen.

Das 1974 abgeschlossene UNCTAD-Ubereinkommen iiber einen Ver-
haltenskodex flir Linienkonferenzen soll den ProzeB der Bila-
teralisierung der Seeschiffahrtsbeziehungen zwar einerseits
anerkennen, andererseits aber auch aufhalten. Zu diesem
Zweck sieht es eine quotenmdBige Aufteilung der bilateralen
Verkehre im Verhdltnis 40:40:20 vor, so daB den nationalen
Reedereien der beiden beteiligten Staaten jeweils 40 % und
Dritglandreedereien 20 % des Verkehrsvolumens zuerkannt wer-
denl .

Multilaterale Marktordnungen fehlen bislang vdllig im

StraBen- und Luftverkehr. Noch in den vierziger Jahren sind

16 Art. 2 des Genfer Ubereinkommens {iber die Hohe See vom

29.4.1958, BGB1. 1972 II 1089.

17 Vgl. umfassend dazu Keuneke, Die Flaggendiskriminierung

(1965) 74ff.; Slot, National Regulation of Maritime Trans-
port and International Public Law: Neth.Int.L.Rev. 26
(1979) 329 (335f.).

Art. 2 IV des Ubereinkommens vom 6.4.1974 {iber einen Ver-
haltenskodex flir Linienkonferenzen, BGBl. 1983 II 62; da-
zu Grewlich, Die UN-Konvention lber einen Verhaltensko-
dex fur Linienkonferenzen: ZadRV 35 (1975) 742ff.; siehe
auch Basedow, Seerecht als internationales Wirtschafts-
recht: ZHR 147 (1983) 340 (350ff.).

18
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entsprechende Versuche gescheitertlg, und so prdsentiert
sich denn heute die Ordnung des internationalen Luft- und
StraBenverkehrs als ein fast undurchdringliches Geflecht
von bilateralen Verkehrsvertrdgen - im Luftverkehr sind es
rund 3000 -, die den Marktzutritt, das Angebotsvolumen und

die Transportpreise regelnzo.

Dieser kurze AufriB mag hier genligen, um die Rechtslage
im Bereich der Ordnung internationaler Verkehrsmédrkte zu be-
schreiben. Sie steht, kurz gesagt, ganz im Zeichen des vdl-
kerrechtlichen Souverdnitidtsdogmas. Die Verkehrsleistungen,
die auf dem Territorium eines Staates, von dort aus oder
dorthin erbracht werden, gelten als ureigene Angelegenheit
dieses Staates und seiner Bilirger. Wahrend die Staaten in
privatrechtlichen Fragen den ausladndischen Verlader und
Transportunternehmer mit Inl&ndern gleichzustellen bereit
sind, ist die Staatszugehdrigkeit des Transportunternehmers
im Bereich des Wirtschaftsrechts und insbesondere des Markt-
zugangs das alles entscheidende Kriterium. Hier geht es al-
so nur sekunddr darum, wer eine Verkehrsleistung am effi-
zientesten erbringen kann; vorrangig stellt sich vielmehr
die Frage, ob er Auslédnder oder Inldnder ist. Ist er Aus-
lander, so wird die Befdrderung als Dienstleistungsimport
mit der Folge des Devisenabflusses potentiell negativ be-
wertetZl. Sie wird nur zugelassen auf der Grundlage der Ge-
genseitigkeit, die zu etablieren Aufgabe der zweiseitigen

Verkehrsvertridge ist.

19 Im Rahmen der UN-Wirtschaftskommission flir Europa (ECE)

wurden 1947/48 mehrere Regierungsabkommen unter dem Ti-
tel "Freiheit der Strafe" ausgehandelt, die die Genehmi-
gungspraxis der Staaten aber nur vorlibergehend beein-
fluBten; vgl. von Wirzen, Internationales Kraftfahrzeug-
recht (1960) 103ff.; im Luftverkehr sind kommerzielle
Flugrechte in der sog. Transportvereinbarung von Chicago
vom 7.12.1944, UNTS 171, 388, verankert, die freilich
nicht in Kraft getreten ist; vgl. Schwenk, Handbuch des
Luftverkehrsrechts (1981) 360.

Siehe dazu insbesondere Kloster-Harz, Die Luftverkehrsab-
kommen der Bundesrepublik Deutschland (Diss. G8ttingen
1976) passim.

Vgl. Kruse, AuBenwirtschaft (3. Aufl. 1972) 84-98.

20

21
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III. Die Pflicht zur Vergemeinschaftung der Verkehrsmidrkte
in der EG

Das nationalistische Streben nach dem gr68tmdglichen ei-
genen Anteil am internationalen Verkehr charakterisiert seit
eh und je die verkehrspolitische Einstellung der allermei-
sten Staaten. Es ist historisch ein AusfluB jener allgemei-
nen merkantilistischen Grundhaltung, welche den Welthandel
bis in die dreiBiger Jahre hinein prdgte. Doch warum - so
muB man sich fragen - hat der Verkehr nicht den neolibera-
len Impuls aufgenommen, der dem internationalen Handel nach
1945 eine freiheitliche Ordnung gab und seinen rechtlichen
Niederschlag einerseits im GATT22 und andererseits im EWG-
Vertrag23 gefunden hat? Warum konnte der EWG-Vertrag (EWGV)
die Dienstleistungsfreiheit, d.h. die Zulassung ausléndi-
scher Anbieter zum inl&dndischen Markt, zwar flir viele ande-
re Dienstleistungen verblirgen, Art. 59f. EWGV, nicht aber
flir den Verkehrssektor, flir den er lediglich auf eine kinf-
tig noch zu entwickelnde gemeinsame Verkehrspolitik verwies
(Art. 61 I, 74ff.)? Warum konnten sich die Grinder der EWG
in den finfziger Jahren schlieBlich nur auf die formale Ge-
meinsamkeit einer solchen Verkehrspolitik einigen, nicht
aber auf den ordnungspolitischen Kerngehalt, also darauf,
ob diese Politik liberale oder dirigistische Zlige tragen

sollte?

Die Sonderstellung der Verkehrswirtschaft im EWG-Vertrag
14Bt sich mit jenen merkantilistischen Neigungen nur unzu-
reichend erkldren, haben sie doch die Vergemeinschaftung
auf anderen M3rkten nicht verhindern kdSnnen. Es wdre auch
verfehlt, den Verkehr als einen isolierten Ausnahmebereich
zu betrachten, der einer nationalstaatlichen Regulierung
iberlassen bleiben kdnne, ohne daB das Gesamtvorhaben der
europdischen Integration darunter leide. Das Gegenteil ist

richtig. Der Transport ist, wie es Horst Seefeld, Vizepra-

22 General Agreement on Tariffs and Trade as Adopted on 30

October 1947, BGB1l. 1951 II 173 und Ergdnzungsbdnde I-III.

23 Vertrag zur Grilindung der Europdischen Wirtschaftsgemein-

schaft vom 25.3.1957, BGBl. II 766.
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sident des Europdischen Parlaments, sehr plastisch formu-
liert hat, nichts weiter als "der physische Vollzug des Han-
dels und des Marktes und damit des Gemeinsamen Marktes".

Wenn durch Verkehrsregulierung die "Transportkosten in kilinst-
licher Weise manipuliert werden, kann dadurch der Handel
verhindert oder umgeleitet werden, gerade so wie durch 201-
le". Seefeld hdlt daher die gemeinsame Verkehrspolitik mit
Recht flir "eine Voraussetzung fir das Funktionieren aller

anderen Mdrkte, ibrigens einschliieflich der Agrarmérkte"24.

Wer nach einer Erkldrung fiir die Sonderstellung des Ver-
kehrs im EWG-Vertrag sucht, sollte vielmehr zundchst beden-
ken, daB sich das Interesse der EWG-Griinderstaaten haupt-
sdchlich auf die Binnenverkehrstridger konzentrierte. Flr
den innergemeinschaftlichen Verkehr zwischen den sechs kon-
tinentalen Altstaaten spielten Luft- und Seefahrt naturge-
mdB eine viel geringere Rolle, als dies nach den Siid- und
Norderweiterungen der Europdischen Gemeinschaften (EG) heu-
te der Fall ist. Der EWG-Vertrag legt von der urspriingli-
chen Interessenlage Zeugnis ab, indem er eine gemeinsame
See- und Luftverkehrspolitik in Art. 84 II weitgehend in
das Ermessen des Rates stellte, dessen Ausilibung bislang

auch noch durch das Erfordernis der Einstimmigkeit zusdtz-

lich behindert war25.

Im engeren Bereich des Binnenverkehrs sind die gelegent-

lich so genannten verkehrsgeographischen Besonderheiten ei-

niger EG-Staaten zu bedenken26. In Wirklichkeit handelt es

24 Seefeld, Gemeinsamer Markt und gemeinschaftliche Verkehrs-

politik: Die Neue Gesellschaft 1984, 319-323 (320f.).

Entgegen dem Wortlaut von Art. 84 II ergibt sich eine
Pflicht zur gemeinsamen Luft- und Seeverkehrspolitik aus
Art. 3 1it. e), der sich nicht auf die Binnenverkehrstra-
ger beschrdnkt, siehe von der Groeben/von Boeckh/Thie-
sing/Ehlermann (-Erdmenger), Kommentar zum EWG-Vertrag
(3. Aufl. 1983) Art. 84 EWGV Rz. 18 und 21f. - Das Ein-
stimmigkeitserfordernis wurde zugunsten einer BeschluB-
fassung "mit qualifizierter Mehrheit" aufgegeben in der
vom Europdischen Rat am 2./3.12.1985 in Luxemburg gebil-
ligten Anderung der Europdischen Vertrdge; vgl. Bull.EG
11-1985, Nr. 1.1.1., insbesondere Art. 2 Nr. 1 des Tex-
tes zum Binnenmarkt auf S. 9. Diese Anderung ist noch
nicht in Kraft getreten.

25

26 Erdmenger, EG unterwegs - Wege zur Gemeinsamen Verkehrs-

politik (1981) 18-21.
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sich dabei um den gigantischen Umverteilungsapparat, zu dem
sich die nationalen Eisenbahngesellschaften in den grofBen
Fldchenstaaten Deutschland, Frankreich und Italien entwik-
kelt haben. Nachdem die Eisenbahn im letzten Jahrhundert
die europdische Landmasse erschlossen hatte, verfiligte sie
wahrend mehrerer Jahrzehnte liber ein Verkehrsmonopol und
setzte auch ihre Preise {iberall wie ein Monopolist fest,
nd&mlich nach den Prinzipien der Frachtempfindlichkeit und
Werttarifierung: teuere Stickgliter zahlten hohe, billige
Massengliter niedrige Fracht. Als die Bahngesellschaften in
staatliches Eigentum Ubergingen, entdeckte man in diesen
schndden monopolistischen Praktiken einen h8heren sozialen
Wert, ndmlich die Kreuzsubventionierung von Agrar- und Mon-
tanwirtschaft durch Handel und Industrie und damit einen
Ausgleich zwischen Stadt und Land sowie einen Beitrag zur

dezentralisierenden Raumordnung.

Freilich geriet die sogenannte gemeinwirtschaftliche Ta-
rifstruktur27 in Gefahr, als mit dem Lastkraftwagen ein Kon-
kurrent auftrat, der mit dem hochtarifierenden Stiickgut ge-
rade die Rosinen aus dem Umverteilungskuchen herauszupicken
drohte. Um dies zu verhindern, verpflichtete man kurzerhand

auch den Strafenverkehr, nach den Sdtzen des Eisenbahnta-

rifs abzurechnenzs, und drosselte auBerdem die StraBentrans-

portkapazitdt durch Konzessionierung und Kontingentierungzg.
Damit war in der euphemistischen Diktion der dreifiger und
vierziger Jahre der Frieden zwischen Schiene und StraBe ge-

schlossen worden30, der nach den Wirren der Kriegs- und

27 Siehe n8her dazu Kloten, Die Gemeinwirtschaftlichkeit im

Verkehr, Zum Stilwandel in der Verkehrspolitik: Ordo 13
(1962) 199, (205-210); vgl. auch Preddhl, Verkehrspolitik
(2. Aufl. 1964) 236ff.

2 .
8 Vgl. Heimes, Vom Saumpferd zur Transportindustrie (1978)

89 f. Flir Frankreich siehe Rodiére (oben N. 9) 242f. Nr.
211.

Siehe den rechtsvergleichenden Uberblick bei Miiller-Her-
mann, Die Grundlagen der gemeinsamen Verkehrspolitik in

der Europdischen Wirtschaftsgemeinschaft (1963) 160 (Bun-
desrepublik Deutschland), 162 (Frankreich) 164 (Italien).

30 Vgl. Julius von Gierke, Handelsrecht und Schiffahrts-

recht II (5. Aufl. 1941) 609.

29




298 Anhang

10

11

12

13

14

15

16

17

Verzeichnis der zitierten Rechtssachen

Urteil vom 29.10.1980 in der Rechtssache 138/79 - SA
Roquette Fréres gegen Rat der Europd@ischen Gemeinschaften -
Slg. 1980, S. 3333.

Urteil vom 29.10.1980 in der Rechtssache 139/80 - Maizena
GmbH gegen Rat der Europdischen Gemeinschaften - Sig. 1980,
S. 3393.

Urteil vom 18. November 1970 in der Rechtssache 15/70
- Amedeo Chevalley gegen Kommission der Europdischen Ge-
meinschaften - Slg. 1970, S. 975.

Urteil vom 4. April 1974 in der Rechtssache 167/73 - Kom-
mission gegen Franzdsische Republik - Slg. 1974, S. 359.

Urteil vom 1. Mirz 1966 in der Rechtssache 48/65 - Alfons
Liitticke GmbH und andere Kldger gegen Kommission der EWG -
Slg. 1966, S. 28.

Urteil vom 8. M3rz 1972 in der Rechtssache 42/71 - Nordge-
treide GmbH und Co. KG gegen Kommission der EWG - Slg.
1972, s. 105.

Urteil vom 18. Oktober 1979 in der Rechtssache 125/78

- GEMA, Gesellschaft fir musikalische Auffihrungs- und me-
chanische Vervielfdltigungsrechte, gegen Kommission der
EWG - Slg. 1979, S. 3173.

Urteil vom 13. Juli 1971 in der Rechtssache 8/71 - Deut-
scher Komponistenverband e.V. gegen Kommission der EWG -
Slg. 1971, S. 705.

Urteil vom 21. Februar 1973 in der Rechtssache 6/72 -
Europemballage Corporation und Continental Can Company
Inc. gegen Kommission der EWG - Slg. 1973, S. 215.

Urteil vom 10. Dezember 1974 in der Rechtssache 48/74
- Herr Charmasson gegen Minister fiir Wirtschaft und Finan-
zen - Slg. 1974, S. 1383.

Urteil vom 28. November 1978 in der Rechtssache 97/78
- Fritz Schumalla - Slg. 1978, S. 2311.

Urteil vom 30. November 1982 in der Rechtssache 12/82
- Strafverfahren gegen Joseph Trinon - Slg. 1982, S. 4089.

Urteil vom 8. April 1976 in der Rechtssache 43/75 - Gabriel-
le Defrenne gegen Sociéteé anonyme belge de navigation
aérienne Sabena - Slg. 1976, S. 455,

Urteil vom 15. September 1982 in der Rechtssache 106/81
- Julius Kind KG gegen Europdische Wirtschaftsgemeinschaft -
Slg. 1982, S. 2885.

Urteil vom 29. M3rz 1979 in der Rechtssache 231/78 - Kom-
mission gegen Vereinigtes Kdnigreich GroBbritannien und
Nordirland - Slg. 1979, S. 1447.

Urteil vom 25. September 1979 in der Rechtssache 232/78
- Kommission gegen FranzSsische Republik - Slg. 1979,
S. 2729.

Urteil vom 5. Mai 1981 in der Rechtssache 804/79 - Kommis-
sion gegen Vereinigtes Kdnigreich GroBbritannien und Nord-
irland - Slg. 1981, S. 1045.



18

19

20

21

22

23
24
25
26

27
28
29

30
31

32

33
34
35
36

SchluBantrdge Generalanwalt Lenz 299

Urteil vom 16. Dezember 1981 in der Rechtssache 269/80
- Strafverfahren gegen Robert Tymen - Slg. 1981, S. 3079.

Urteil vom 31. Mdrz 1971 in der Rechtssache 22/70 - AETR,
Kommission gegen Rat - Slg. 1971, S. 263.

Urteil vom 12. Juli 1979 in der Rechtssache 166/78 - Re-
gierung der Italienischen Republik gegen Rat - Slg. 1979,
S. 2575.

Urteil vom 6. Mai 1980 in der Rechtssache 102/79 - Kom-
mission gegen Kdnigreich Belgien - Slg. 1980, S. 1473.

Urteil vom 1ll. November 1981 in der Rechtssache 203/80
- Strafverfahren gegen Guerrino Casati - Slg. 1981, S.
2595,

ABl. Nr. C 1 vom 5. Januar 1976, S. 44.
ABl. Nr. C 207 vom 2. September 1976, S. 9.
ABl. Nr. C 36 vom 12. Februar 1982, S. 8.

Dok.Kom. {62) S. 244, letzter Anderungsvorschlag vom
21, Juni 1971, ABl. Nr. C 90 vom 11. September 1971, S.
25.

ABl. Nr. C 95 vom 21. September 1968, S. 1.
ABl. Nr. C 95 vom 21. September 1968, S. 41.

ABl. Nr. C 259 vom 12. November 1975, S. 2, zuletzt ge-
dndert am 17. Juli 1979, ABl. Nr. C 206 vom 16. August
1979, s. 3.

ABl. Nr. C 247 vom 18. Oktober 1978, S. 6.

ABl. Nr. C 41 vom 14. Februar 1979, S. 10, zuletzt gedn-
dert am 26. Mai 1983, ABl1l. Nr. C 155, S. 83.

Dok. KOM/72/1516 vom 7. Dezember 1972 und ABl. Nr. 268
vom 20. Oktober 1981, S. 1l1.

ABl1. Nr. C 307 vom 21. Dezember 1977, S. 5.
ABl1. Nr. C 253 vom 1. Oktober 1980, S. 6.

ABl1. Nr. C 350 vom 31. Dezember 1980, S. 19.
AB1. Nr. C 350 vom 31. Dezember 1980, S. 18.



300

A.
B.

Sachverhalt

Stellungnahme

Anhang

Gliederung

I. Zur Zuldssigkeit der auf Artikel 175 EWGV
gestilitzten Klage

1.

2.1.
2.1.1.
2.1.2.
2.1.2.1.
2.1.2.2.

2.1.2.3.
2.1.2.4.

2.1.2.5.

2.1.2.6.

2.3.1.
2.3.2.
2.3.2.1.
2.3.2.2.

2.3.2.3.

3.

3.1.
3.2.
3.2.1.
3.2.2.
3.2.2.1.
3.2.2.2.
3.2.2.3.

Kann mit der Klage ein politisches
Ziel verfolgt werden?

Zu den Zuldssigkeitsvoraussetzungen
von Artikel 175 Absatz 1 EWGV

Zur Klagebefugnis des Kldgers
Vortrag der ProzeBbeteiligten
Rechtliche Wirdigung

Wortlaut

Rechtsprechung des Gerichtshofs zu
Artikel 37 der Satzung

Vergleich mit Artikel 173 EWGV

Eingriff in die vertragliche Zust&n-
digkeitsverteilung zwischen den Orga-
nen?

Eingriff in die Rechtsetzungsbefug-
nis des Rates?

Eingriff in die Kompetenz der
Kommission

Bedarf es eines speziellen Rechts-
schutzinteresses?

Das Tatbestandsmerkmal der BeschluB-
fassung

Vortrag der ProzeBbeteiligten
Rechtliche Wiirdigung
Auslegung des Klageantrags

Fragen, die mit der Rechtsnatur des
Beschlusses zusammenhdngen

Relevanz subjektiver Griinde fir die
Feststellung der Untdtigkeit?

Zu den Zuldssigkeitsvoraussetzungen
gemaR Artikel 175 Absatz 2 EWGV

Das Aufforderungsschreiben
Die Stellungnahme

Vortrag der ProzeBbeteiligten
Rechtliche Wirdigung
Wortlaut

Rechtsschutzfunktion

Die Zweimonatsfrist

232
233

233

233

233
233
234
234
235

235
236

238

238

238

239

239
240
241
241

246

247

247
247
249
249
251
251
251
252



II.

III.

SchluBantrdge Generalanwalt Lenz

3.2.2.4.

3.2.2.5.

3.2.2.6.
4.

Eine von dem Aufforderungsschreiben
abweichende Stellungnahme

Hinhaltender Bescheid als Stellung-
nahme?

Rechtsprechung des Gerichtshofs

Zusammenfassung

Zu dem Hilfsantrag des Klégers -

1.

2.

Die Aktivlegitimation in Artikel
173 EWGV

Rechtsnatur der anfechtbaren Hand-
lungen nach Artikel 173 EWGV

Zur Begrilindetheit der Klage

1.

1.1.
1.2.
1.2.1.
1.2.2.
1.2.3.

1.2.4.
1.2.5.

1.2.7.
1.2.7.1.

1.2.7.2.
1.2.8.

2.1.
2.2,
2.2.1.

2.2.2.
2.2.3.

Besteht eine Rechtspflicht zur Ein-
flihrung einer gemeinsamen Verkehrs-
politik?

Vortrag der Prozeflbeteiligten
Rechtliche Wiirdigung

Die vertraglichen Bestimmungen
Systematische Betrachtung

Verpflichtung zur Einflilhrung einer
gemeinsamen Verkehrspolitik auch fiir
die Seeschiffahrt und Luftfahrt gemidB
Artikel 847

Zwischenergebnis

Zum Inhalt der allgemeinen Verpflich-
tung

Ist die Verpflichtung hinreichend
konkretisiert?

Fehlende Fristen

Fehlende Fristen flr Artikel 75 Ab-
satz 1 Buchstabe ¢

Fehlende Fristen flr Artikel 84

Befristung durch schiefe Integrations-

lage und Ergebnis

Besteht eine Rechtspflicht, Bestim-
mungen nach Artikel 75 Absatz 1
Buchstaben a und b zu erlassen?

Vortrag der ProzeBbeteiligten
Rechtliche Wirdigung

Wortlaut von Artikel 75 Absatz 1
und Artikel 75 Absatz 2

Die Frist des Artikels 75 Absatz 2

Das in Artikel 75 vorgesehene Ent-
scheidungsverfahren

Der Hinweis auf Artikel 75 Absatz 1
in Artikel 76

301

252

254
254
255
256

256

256

257

257
257
260
261
262

263
265

265

266
267

268
268

268

269

269
274

274
274

275

276



302

2.2.5.
2.2.6.

2.2.6.1.

2.2.6.2.
2.2.6.3.

3.1.3.
3.2.
3.2.1.

3.3.1.
3.3.2.

4.2.
4.2.1.

Anhang
Zwischenergebnis 276
Ist die Rechtspflicht hinreichend
konkretisiert? 277

Konkretisierung durch Vertrag und
durch die Rechtsprechung des Ge-

richtshofs 278
Konkretisierung durch den Rat 279
Konkretisierung durch anerkannte Ele-

mente der Verkehrspolitik 281
Ergebnis 281

Ist die Untdtigkeit des Beklagten
durch besondere Griinde gerechtfer-

tigt? 282
Objektive Schwierigkeiten politischer

und Skonomischer Art 282
Enthdlt Artikel 75 Absatz 1 eine
Schutzklausel? 282
Vergleich mit den Vorschriften lber

die Agrarpolitik 283
Lehrmeinungen des Verwaltungsrechts 284
Vergleich mit Artikel 169 EWGV 285
Strukturproblem der Willensbildung

im Rat 286
Vergleich mit den Vorschriften zur
Wirtschafts- und Wahrungspolitik 287

Kénnen fehlende Mehrheiten die Un-
tdtigkeit rechtfertigen? 288

Der Vortrag der niederldandischen Re-
gierung zur unmittelbaren Anwendbar-

keit 288
Vortrag der ProzeBbeteiligten 288
Rechtliche Wirdigung 289

Zum Vorwurf, der Rat habe es vertrags-
widrig unterlassen, Vorschriften filr

die in den Vorschldgen der Kommission
angesprochenen Bereiche einer gemeinsa-
men Verkehrspolitik zu erlassen, im
einzelnen 290

Die nicht auf Artikel 75 Absatz 1
Buchstaben a und b gestitzten Vor-
schlédge 290

Die restlichen Vorschlédge 291

Wihrend der Ubergangszeit vorgelegte
Vorschlége 292

Die nach Ablauf der Ubergangszeit
vorgelegten Vorschldge 292



SchluBantrdge Generalanwalt Lenz

4.2.2.1. Vorschldge, die zum ersten Mal filr
bestimmte Bereiche vorgelegt worden
sind

4.2.2.2. Anderungs~ bzw. Ergdnzungsvorschlige

IV. Zu den Kosten
V. Hilfserwdgungen
Vorschlag

Verzeichnis der zitierten Rechtssachen und Rechts-
akte und der im Klageantrag aufgefihrten Vorschldge
der Kommission

303

292
293
295
295
296

298



304

VERZEICHNIS DER AUTOREN

Dr. Gerd A berle

Professor flir Wettbewerbstheorie und -politik,
Regional- und Verkehrswissenschaft an der
Justus-Liebig-Universitdt GieBen

Licher StraBe 62

D-6300 GieBen

Dr. Jirgen B a s e d o w, LL.M. (Harvard)
Referent am Max-Planck-Institut flir ausldndisches
und internationales Privatrecht, Privatdozent an
der Universitdt Hamburg

Mittelweg 187

D-2000 Hamburg 13

Prodromos D. Dagtoglou

Professor an der Universitdt Athen, Honorar-
professor an der Universitdt Regensburg

66 Chartfield Avenue

London SW 15, 6 HQ.

Dr. Jurgen Erdmenger

Direktor in der Generaldirektion Verkehr der
Kommission der Europdischen Gemeinschaften
Rue de la Loi 200

B-1049 Briissel

Mr. Piet Jan S 1 o t

Professor am Europa Instituut der Rijksuniversiteit
te Leiden

Hugo de Grootstraat 27

NL-2311 XK Leiden

Dr. Manfred Z ul eeg

Professor flir 6ffentliches Recht einschlieBlich
Europa- und V&lkerrecht an der Johann Wolfgang
Goethe-Universitdt

Senckenberganlage 31

D-6000 Frankfurt/Main 1



	Cover
	Titel 
	J. Basedow, Vorwort
	Abkürzungsverzeichnis
	J. Basedow, Einleitung: Verkehrsrecht und Verkehrspolitik als europäische Aufgabe
	I. Die Internationalität des privaten Verkehrsrechts
	II. Der Nationalismus im Verkehrswirtschaftsrecht
	III. Die Pflicht zur Vergemeinschaftung der Verkehrsmärkte in der EG

	Anhang

	VERZEICHNIS DER AUTOREN




